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Wien, 1. September 1995 

Die schriftliche parlamentarische Anfrage Nr. 1830/J-NR/1995, 

betreffend Assoziierungsvertrag mit EURATOM im Bereich der 

reaktorrelevanten Kernfusionsforschung, die die Abgeordneten 

ANSCHOBER, Freundinnen und Freunde am 14. Juli 1995 an nlich 

gerichtet haben, beehre ich mich wie folgt zu beantworten: 

1. Ist Ihnen bekannt, daß die Fusionsk01ll1D.ission der l1Aw in der 
oben angeführten Weise beabsichtigt, einen Assoziationsver­
trag mit Euratom im Bereich der reaktorrelevanten Kernfusi­
onsforschung bei einem jHhrlichen ßsterreichischen Aufwand 
von rund 90 bis 100 Millionen Schilling abzuschließen? 

2. Mit welchen Verantwortlichen, Institutionen und Wissenschaf­
tern war der für Sommer 1995 in Aussicht genommene Vertrags­
abschluß bzw. der vorliegende Entwurf grundsHtzllch, inhalt­
lich und juristisch akkordiert, bzw. erscheint Ihnen der ge­
genwHrtige Umfang dazu ausreichend? 

3. Ist in Aussicht genommen, als Grundlage für die sehr weit­
reichende Entscheidung über den Assoziationsvertrag in die­
sem höchst umstrittenen Forschungsbereich einen umfassenden, 
transparenten Meinungsfindungsprozeß mit eingegliedertem öf-

.. fentlichen Hearing unter Beteiligung von unabhHngigen Exper-
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ten, Initiativen, Medien und Politikern durchzuführen, bzw. 
wann kßnnte eine definitive, serißse Bntscheidung frühest­

mßgllch getroffen werden? 

4. Wie wßre eine vorgangsweise, wonach eine Kommission der aAw 
einen derartigen Vertrag mit der Buropßischen Atomgemein­
schaft abschließt, aus rechtlicher Sicht und gemessen an der 
intexnational üblichen Praxis zu bewerten? 

5. Sehen Sie einen Widerspruch darin, daß die bisherigen Auf­

wendungen lJsterreichs im Bereich der Kernfusionsforschung 
rund 10 Millionen ßS pro Jahr betrugen, nunmehr diese Summe 

verzehnfacht werden würde, aber gleichzeitig seitens einzel­
ner Mitglieder der Fusionskommission behauptet wird, der fi­
nanzielle Aufwand würde gleichbleiben? 

6. Wie schßtzen Sie die widersprüchlichen Aussagen einzelner 
Mitglieder der Fusionskommission, wonach primßr Grundlagen­
forschung betrieben werden sollte, und die Position der zu­
stßndigen BU-Generaldirektion ein, daß lediglich reaktor­
relevante Kernfuslonsforschung gefßrdert werde? 

7. Würde der Abschluß des Assoziationsvertrages in der Form des 
vorliegenden Bntwurfes eine mittel- bzw. langfristige Inten­
sivierung der ßsterreichischen Kernfusionsforschung nach 
sich ziehen? 

8. Wie hoch ist der jßhrliche Beitrag lJsterreichs zum laufenden 
EU-.Rdhmenprogramm im Bereich der Kernfusions- und Fissions­
forschung? 

9. Wie hoch ist der j8hrliche aliquote Anteil lJsterreichs an 
der EU-Alternativenergieforschung, und in welchem Umfang 
werden gemeinsame Forschungsprojekte abgewickelt? 
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10. Bnt;st;eht. bei einem ßst.erreichischen Ant;eil von rund 75 Pro­
zent; pro Fusionsforschungsprojekt ein zusHtzlicher Mit.tel­

aufwand, oder betrifft; dies ledigllch dle von Dst;errelch 
sowieso geleistet;en BeitrHge zum EU-Rahmenprogramm? 

11. Best;ünde die Mßglichkeit, den ßsterrelchischen Beitrag zum 

Fuslonsforschungs-Rahmenprogramm der EU st;ark zu reduzieren, 
soferne et;wa keine Assoziationsvert;rBge für Forschungspro­
jekt;e in diesem Bereich abgeschlossen würden? 

Antwort: 

Im Rahluen des Beitritts tJsterreichs zur EU ist tJsterreich auch 

EURATOM beigetreten und hat somit die Möglichkeit an den Aktivi­

täten von EURATOM, die U.d. im Zuge des 4. Rahmenprogrammes der 

EU erfo1gen( teilzunehmen. Während im Bereich "Nukleare Sicher­

heit" (Kernspaltung) die Möglichkeit gegeben ist, sich an einzel­

nen Forschungsprojekten zu beteiligen (in Analogie zu allen an­

deren Bereichen des 4. Rahmenprogrammes) , ist es im Bereich der 

Kernfusionsforschung von EURATOM nicht möglich, an Einzelprojek­

ten teilzunehmen, sondern nur im Rahmen des Fusionsforschungs­

programmes der EU selbst. Dies bedeutet, daß eine Teilnahme am 

Fusionsforschungsprogramm der EU nur durch Abschluß eines Assozi­

ierungsvertrages mit EURATOM möglich ist. Ist darüberhinaus auch 

die Teilnahme am JET-Projekt oder am ITER-Projekt geplant, so 

sind auch hiefür gesonderte Verträge abzuschließen. Es wurde da­

her mehrfach vorgeschlagen, daß die tJsterreichische Akademie der 

Wissenschaften einen Assoziierungsvertrag mi t EURATOM abschließen 

soll, um so die Möglichkei t zu erha.l ten, am FusioI1sforschungspro­
gramm d€'r EU teilzunehmen. 

An den bisherigen Beratungen der Kon~ission zur Koordinierung der 

Kernfusionsforschung der tJsterreichischen Akademie der Wissen­

schaften haben auch Vertreter des Bundesministeriums für Wissen­

schaft, Forschung und Kunst teilgenommen. Es zeigte sich aller-
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dings, daß eine Reihe von juridischen, technischen und sozioöko­

nomischen Fragestellungen bisher von den befaßten Experten nicht 

in genügendem Maße objektiv beantwortet werden können. Aus diesem 

Grund habe ich veranlaßt, daß am 5. Oktober 1995 ein großes öf­

fentliches Hearing veranstaltet werden soll. Zu diesem werden 

nicht nur die betroffenen Wissenschafter, sondern auch alle an­

deren an diesem Thema Interessierten, wie z.B. die mit Energie­

forschung und speziell Atomenergie befaßten Ministerien, die 

Energie- und Wissenschaftssprecher der im Parlament vertretenen 

Parteien, Vertreter der an Fusionsforschung interessierten In­

d~strie sowie diverse einschlägige Organisationen (Forum für 

Atomfragen, Ökologieinstitut, Umweltforum, Greenpeace ect.) ein­

geladen werden. 

Erst nach Vorliegen der Ergebnisse dieses Hearings wird es mir 

möglich sein, die gegenständliche Anfrage detailliert zu beant­

worten. 

/ I . 
LA~L 
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